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Carbon Capture and Storage – 
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Positionen in Deutschland
von Wolfgang Fischer, Jürgen-Friedrich 
Hake, Wilhelm Kuckshinrichs, Olga Schenk 
und Diana Schumann, FZ Jülich
Die Europäische Union weist „Carbon Capture 
and Storage� �CCS� eine wichtige �olle in ei-
nem CO2-armen Energiesystem zu. Sie forciert 
Forschung und Entwicklung, die Bereitstel-
lung von Finanzmitteln für Demonstrations-
kraftwerke und hat die CCS-�ichtlinie verab-
schiedet. In Deutschland wird sie voraussicht-
lich so umgesetzt, dass bis 2017 nur Demon-
strationsprojekte für Speicherung zulässig 
sind. Möglicherweise zeichnet sich eine ver-
änderte Einschätzung der �olle von CCS für 
die deutsche Energiepolitik ab: CCS für fossile 
Kraftwerke steht nicht mehr im Vordergrund, 
sondern der Einsatz für Industrieprozesse, um 
die dann anfallende geringere Menge von CO2 
als Wertstoff zu nutzen. Transportinfrastruk-
tur, Speicherung und Akzeptanzprobleme 
könnten an Bedeutung verlieren. Jedoch wäre 
das eine Abkehr von dem bisherigen Konzept, 
CCS als nationale Klimaschutzoption für die 
Energiewirtschaft zu sehen.
1 Warum gibt es und was ist CCS?
Die Reduktion von Treibhausgasemissionen, die 
Verbesserung der Energieeffizienz und der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien zählen zu den ambitio-
nierten Zielen der Energie- und Klimapolitik der 
Europäischen Union und Deutschlands. Techno-
logien zur Abscheidung von Kohlendioxid (CO
2
) 
mit anschließendem Transport und Speicherung in 
geologischen Formationen („Carbon Capture and 
Storage“, CCS) zielen auf die Vermeidung der 
Emission von CO
2
 in die Atmosphäre.
CCS-Technologien, so Szenarien der In-
ternationalen Energieagentur (IEA), kommt bei 
weltweiten Klimaschutzstrategien eine besonde-
re Bedeutung zu (IEA 2008). In einem Business-
as-usual-Szenario rechnet die IEA mit einer Ver-
dopplung der globalen CO
2
-Emissionen bis 2050 
auf etwa 62 Mrd. t CO
2
. In einem Minderungs-
szenario stellt sie Optionen für eine Reduktion 
auf ca. 14 Mrd. t CO
2
 vor. Die Stromerzeugung 
leistet hier den größten Beitrag und CCS ist dabei 
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die Einzelmaßnahme mit dem größten Redukti-
onsbeitrag. Die Szenarien zeigen, dass mit zuneh-
menden Minderungszielen CCS an Attraktivität 
gewinnt – eine Sicht, die nicht von allen Experten 




z. B. bei der Erdgasreinigung oder der Förde-
rung von Erdgas und Erdöl (Enhanced Gas/Oil 
Recovery), aber auch für die Nutzung von CO
2
 
in der Nahrungsmittelindustrie oder der chemi-
schen Industrie seit Jahren etabliert. Neu ist die 
Betrachtung der CO
2
-Abscheidung als Option für 
den Klimaschutz und ihr großtechnischer Einsatz 
insbesondere im Bereich fossil befeuerter Kraft-
werke, aber auch in einigen Industrien (z. B. 




werden können. Der großtechnische Einsatz ist 
mit vielen technischen Neuerungen verbunden 
(z. B. Energie- und Stoffflussmanagement, Ein-
bindung in den Kraftwerksprozess, Optimierung 
von Dampfentnahmen) und befindet sich derzeit 
in der Entwicklungs- und Demonstrationsphase. 
Neu ist auch, dass das abgeschiedene CO
2
 im 
Rahmen des Klimaschutzes sicher und dauerhaft 
gespeichert werden soll. Speicheroptionen sind 
v. a. geologische Formationen wie saline Aquife-
re und entleerte Gas- bzw. Ölfelder. Die Einpres-
sung von CO
2
 in die Tiefsee ist durch das Über-
einkommen zum Schutz der Meeresumwelt des 
Nordostatlantiks völkerrechtlich untersagt, die 
Einbringung unter den Meeresboden jedoch zu-
lässig. Auch der Aufbau eines großen Transport-
netzes ist eine Herausforderung, die technisch 
geleistet werden kann (Gale, Davison 2004), für 
die aber politisch-regulative Unsicherheiten hin-
sichtlich des Baus neuer Pipelines, insbesondere 
auch grenzübergreifende, bestehen (Roggen-
kamp, Woerdmann 2009).
Die derzeit diskutierten Technologien zur 
Abscheidung von CO
2
 können in Prozessfamili-
en eingeteilt werden:
 • „Pre-Combustion“: Vor der Stromerzeugung 




 • „Oxyfuel“: Der fossile Brennstoff wird mit 
reinem Sauerstoff verbrannt, so dass neben 




 • „Post-Combustion“: Nach der herkömmli-
chen Verbrennung wird CO
2
 aus dem Rauch-
gas gewaschen, ein Verfahren, das prinzipi-
ell an bestehende Kraftwerke angeschlossen 
werden kann.
Die Favorisierung einer dieser Prozessfamilien 
ist derzeit nicht in Sicht. Alle Technologien sind 
sehr kapitalintensiv und benötigen viel Energie, 
so dass Einbußen des Kraftwerkswirkungsgrads 
von bis zu 14 Prozentpunkten erwartet werden. 
Da alle Technologien noch erhebliche Effizienz-
potenziale aufweisen, wird mittel- bis langfris-
tig mit Wirkungsgradeinbußen von acht bis zehn 
Prozentpunkten und mit sinkenden Investitions-
kosten gerechnet. Darüber hinaus sind langfris-
tig weitere Effizienzsteigerungen durch neue 
Trennprozesse denkbar. Derzeit wird auch keine 
Speicheroption international klar favorisiert. Sie 
werden alle hinsichtlich der geologischen Vo-
raussetzungen, der Umweltauswirkungen, der 
Gesundheitsrisiken sowie der Kosten untersucht 
(Kuckshinrichs et al. 2010).
Zunehmend gerät das Potenzial von CO
2
 
als Wertstoff in den Blick, insbesondere für die 
chemische Industrie. Allerdings kann eine sol-
che Nutzung von CO
2
 nur einen geringen Beitrag 




nur kleine Mengen für einen begrenzten Zeit-
raum fixiert. Zudem kommt es bei vielen Pro-
dukten nur zu einer Nettovermeidung von CO
2
, 
wenn die Energie zur Herstellung der Produkte 
aus nicht-fossilen Energien stammt (Kuckshin-
richs et al. 2010).
Um einen zukünftigen Einsatz von CCS zu 
ermöglichen, müssen nicht nur die Marktreife 
der Technologien sowie der Aufbau und Betrieb 
einer Infrastruktur für Transport und unterirdi-
sche Lagerung von CO
2
 gewährleistet sein, son-
dern auch ein Rechtsrahmen für CCS und die po-
litische sowie gesellschaftliche Akzeptanz dieser 
Technologien. Der Fokus des Beitrags liegt auf 
diesen beiden Bedingungen.
2 CCS in der Europäischen Union
Die EU verfolgt international und innerhalb der 
Union eine aktive CCS-Politik, um ihre energie-, 
wirtschafts- und klimapolitischen Ziele in Über-
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Daher ist die zügige nationale Umsetzung der 
CCS-Richtlinie nicht nur europarechtlich gebo-
ten, sondern auch notwendig, falls sichergestellt 
werden soll, dass sich nationale Projekte für die 
EU-Förderung qualifizieren können.
Die öffentliche EU-Forschungsförderung 
reicht zurück bis in das Dritte EU-Rahmenpro-
gramm für Forschung und Technologieentwick-
lung (RP 1990-94) und steigt seitdem: Von 16 
Mio. EUR im RP5 (1998-2002) auf 70 Mio. EUR 
im RP6 (2003-06), und eine weitere Steigerung 
im RP7 (2007-13) ist zu erwarten. Schon im er-
sten Aufruf des RP7 werden 18 CCS-Projekte mit 
ca. 64 Mio. EUR gefördert.1 In der EU hat sich die 
Position durchgesetzt, großtechnische Demon-
strationsvorhaben sowohl auf der europäischen 
als auch auf der nationalen Ebene zu unterstüt-
zen. Dafür wurden, als Reaktion auf Forderungen 
der Industrie nach erhöhter öffentlicher Finan-
zierung, Mechanismen entwickelt: Das EEPR 
fördert sechs CCS-Demonstrationsprojekte mit 
einem Gesamtbudget von ca. eine Mrd. Euro. 
In Deutschland wird durch dieses Programm die 
Demonstrationsanlage von Vattenfall in Jänsch-
walde bezuschusst. Weiterhin stellt die EU rund 
300 Mio. Emissionsrechte aus dem New En-
trants’ Reserve (NER) des EU-Emissi onshandels 
zur Verfügung. Die Auswahl der Projekte erfolgt 
in einem zweistufigen Verfahren. Zuerst sammeln 
und prüfen die Mitgliedsstaaten die Projektanträ-
ge, die sie dann bis zum 31.12.2010 bei der Euro-
päischen Investitionsbank einreichen können. Die 
EU-Kommission entscheidet bis zum 31.12.2011 
über die endgültige Projektauswahl.
3 CCS in Deutschland
CCS ist in den politischen Grundsatzdokumen-
ten zur Klima- und Energiepolitik sowie zur 
Forschungspolitik (5. Energieforschungspro-
gramm 2005-10)2 verankert. Im Zusammenhang 
mit der nationalen Umsetzung der Europäischen 
20-20-20-Strategie3 stellte die Bundesregierung 
2007 das Integrierte Energie- und Klimapro-
gramm (IEKP)4 vor. Es definiert CCS als eine 
Option zur Emissionsreduktion bei Kohlekraft-
werken und entwickelt ein Maßnahmenpaket, das 
die Förderung von FuE über die gesamte Tech-
nologielinie, die Erprobung von zwei bis drei 
CCS-Kraftwerken und die Ausarbeitung eines 
einstimmung zu bringen (vgl. Schenk 2011/i. E.). 
Sie hat sich verpflichtet, bis 2015 den Bau von 
bis zu 12 Demonstrationsanlagen zu fördern, 
hat einen Rechtsrahmen für CO
2
-Speicherung 
geschaffen und Instrumente entwickelt, um, er-
gänzend zu nationalen Förderprogrammen, die 
CCS-Forschung und -Entwicklung sowie De-
monstrationsvorhaben finanziell zu unterstützen 
und so eine technologische Führungsrolle einzu-
nehmen.
Eine zentrale Bedeutung nimmt die CCS-
Richtlinie zur geologischen Speicherung von CO
2
 
ein, mit der die EU den weltweit ersten Rechtsrah-
men für die dauerhafte Speicherung von CO
2
 und 
für einheitliche Umweltschutz- und Sicherheits-
standards geschaffen hat (European Commission 
2009). Die Richtlinie legt v. a. die Rahmenbedin-
gungen, Kriterien und das Verfahren für die Aus-
wahl, Genehmigung, Schließung, Überwachung 
und den Betrieb der CO
2
-Speicherstätten fest. Sie 
bestimmt auch das Vorgehen im Fall einer Leck-
age, definiert das Verfahren bei der Schließung so-
wie Übertragung der Verantwortung für die Spei-
cherstätte an die zuständige nationale Behörde 
und definiert die Grundlagen für den Zugang Drit-
ter zum Transportnetz und zu Speicherstätten. Die 
Richtlinie führt als Ergänzung einer EU-Richt linie 
über Großfeuerungsanlagen den „capture-ready“-
Ansatz ein: Neue fossile Kraftwerke ab 300 MW 
sollen so ausgelegt werden, dass sie mit CO
2
-Ab-
scheidungsanlagen nachrüstbar sind. Nicht durch-
gesetzt hat sich die Auffassung, neue Kraftwerke 
nur noch mit CCS-Technologie zuzulassen.
Die rasche Entwicklung und Verabschie-
dung der CCS-Richtlinie zeigt, wie wichtig der 
Gemeinschaft das Ziel ist, CCS bis 2020 zur 
Marktreife zu bringen. Dabei sind zwei Stichtage 
von Bedeutung:
 • Am 25.6.2011 läuft die Frist für die Imple-
mentierung der CCS-Direktive in die nationa-
le Gesetzgebung ab, danach müssen die Mit-
gliedsstaaten mit einem Vertragsverletzungs-
verfahren rechnen.
 • Bis zum 31.12.2015 müssen die Demonstra-
tionsprojekte voll einsatzfähig sein, um aus 
dem Europäischen Energieprogramm zur 
Konjunkturbelebung (EEPR) und dem EU-
Emissionshandel (NER300) EU-Fördermittel 
erhalten zu können.
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Rechtsrahmens umfasst. Das neue Energiekon-
zept der Bundesregierung vom September 20105 
könnte aber auf eine veränderte Haltung gegen-
über CCS hindeuten: An erster Stelle wird CCS 
als eine Option für energieintensive Industrien 
mit hohen prozessbedingten Emissionen und erst 
danach für fossile Kraftwerke genannt. Zudem 
findet sich CCS nicht unter den Schwerpunkten 
des für 2011 geplanten 6. Energieforschungspro-
gramms, so dass es offen bleibt, ob das 6. Pro-
gramm, wie das noch im vorherigen Programm 
der Fall war, CCS als einen Förderschwerpunkt 
berücksichtigen wird (Schenk 2011/i. E.).
Die Zuständigkeit für CCS ist über drei Bun-
desministerien verteilt: Wirtschaft und Technolo-
gie (BMWi), Bildung und Forschung (BMBF) 
sowie Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (BMU). Bei FuE ist das BMWi zuständig 
für Kraftwerkstechnik, CO
2
-Abschei dung und 
-Transport, zu dem auch das Programm „CO-
ORETEC“ gehört (s. http://www.cooretec.de). 
Deren Aktivitäten umfassen Projektförderung, 
Informationsaustausch zwischen Bundes- und 
Landespolitik, Industrie und Forschung sowie 
Beratung des BMWi durch einen Beirat, dem 
Vertreter von Bund, Ländern, Wissenschaft sowie 
Industrie angehören. Von 2004 bis 2008 wurden 
239 Projekte bewilligt; die öffentliche COORE-
TEC-Finanzierung betrug 129 Mio. Euro, der In-
dustrieanteil belief sich auf weitere ca. 104 Mio. 
Euro. Für die CO
2
-Speicherung dagegen ist das 
BMBF zuständig: Das FuE-Programm „GEO-
TECHNOLOGIEN“ hat Technologien zur Spei-
cherung von CO
2
 als einen Schwerpunkt (http://
www.geotechnologien.de). Zwischen 2005 und 
2011 wurden 21 Projekte gefördert, die meist 
Grundlagenforschung zuzuschlagen sind. Das 
Fördervolumen des BMBF beträgt 18 Mio. Euro, 
der Anteil der Industrie beläuft sich auf weitere 
sechs Mio. Euro. Beispiele für CCS-Pilotanlagen 
in Deutschland sind einige Post-Combustion-Pro-
jekte von E.ON, die Anlage zur CO
2
-Wäsche von 
RWE in Niederaußem, die Oxyfuel-Pilotanlage 
am Kraftwerk Schwarze Pumpe in Spremberg 
(Vattenfall) sowie CO2SINK in Ketzin, Branden-
burg.6 Die geplanten Demonstrationsanlagen und 
CO
2
-Speicherungsprojekte fasst Tabelle 1 zusam-
men. Ferner sind deutsche Unternehmen an Pro-
jekten im Ausland beteiligt.7
Für die Umsetzung der EU-Richtlinie in na-
tionales Recht sind das BMWi und das BMU fe-
derführend. Jedoch scheiterte der erste Gesetz-
entwurf im Sommer 2009 u. a. am Widerstand 
einzelner Landesregierungen. Eine wichtige Rol-
le spielt dabei Schleswig-Holstein, das mit mas-
siven lokalen Protesten wegen eines geplanten 
Speicherprojekts von RWE Power im nördlichen 
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sen müssen oder sie faktisch untersagen können 
(„opt out“), ist noch zwischen dem Bund und 
insbesondere Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen strittig. Die Evaluierung der Erfahrungen 
mit dem Gesetz wird 2017 erfolgen. Dann soll 
entschieden werden, ob die Technologie für den 
kommerziellen Einsatz geeignet ist. Der aktuelle 
Gesetzesentwurf, der auch weiterhin Kritik auf 
sich zieht, muss noch die gesetzgeberischen Hür-
den des Bundestages und v. a. des Bundesrates 
nehmen, um in Kraft zu treten. Diese politischen 
Unsicherheiten und der enge Zeitrahmen für Er-
probung und Evaluierung erschweren Investiti-
onsentscheidungen.
4 Positionen politischer und gesellschaft-
licher Akteure zu CCS
In Deutschland gibt es unterschiedliche Vorstel-
lungen über die Notwendigkeit des Einsatzes 
von CCS, und darin spiegeln sich Differenzen 
über den künftigen Energiemix und speziell 
über die Zukunft der (einheimischen) Braun- 
und (vorwiegend importierten) Steinkohle in 
Deutschland wider.
Die politischen Parteien haben seit 2005 
ihre Positionen zu CCS auf Bundesebene in 
Anlehnung an ihre Haltung zur weiteren Nut-
zung der Kohle festgelegt (Praetorius, Stechow 
2009). In den Wahlprogrammen zur Bundes-
tagswahl 2009 bekannten sich CDU/CSU, FDP 
und SPD grundsätzlich zur Entwicklung und 
Nutzung von CCS als entscheidende Techno-
logie für eine künftige Kohlenutzung, während 
Bündnis90/Die Grünen und Die Linke CCS 
und die Kohlenutzung insgesamt ablehnten. 
Diese Positionen bestimmten auch die Haltung 
zu dem gescheiterten CCS-Gesetz im Sommer 
2009. Sie sind nicht immer mit den Positionen 
in Übereinstimmung, die die jeweiligen Partei-
en in den Bundesländern (und vor Ort) vertre-
ten. Seitdem haben sich die Positionen einiger 
Parteien auf Bundesebene leicht verändert, wie 
sich aus einer Bundestagsdebatte vom 8.7.201011 
schließen lässt. Bündnis 90/Die Grünen will wei-
terhin keine Mittel für CCS-Kraftwerksprojekte 
bereitstellen, stehen nun aber einer Unterstüt-
zung der CCS-Forschung für Vermeidung und 
Verringerung prozessbedingter Emissionen von 
Industrieanlagen aufgeschlossener gegenüber. 
Schleswig-Holstein konfrontiert war. Die Geg-
ner der Projekts verwiesen auf das Risiko einer 
CO
2
-Freisetzung, sahen den Tourismus gefährdet 
und fürchteten um das Image des Landes als 
Standort für Windkraft (Uken 2009). Geologi-
sche Speicherformationen finden sich v. a. in der 
Norddeutschen Tiefebene, d. h. in Schleswig-
Holstein, Niedersachsen, Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern. Hingegen fehlen sie 
u. a. in Nordrhein-Westfalen, wo fossile Kraft-
werke konzentriert sind. In ihrer Position zu CCS 
bilden jedoch die Länder, die über CO
2
-Spei-
cherkapazitäten verfügen, keine geschlossene 
Front; auch sind die Positionen der Landesregie-
rungen nicht einfach nach Parteizugehörigkeit 
ihrer jeweiligen Regierungen zu ordnen. So un-
terstützt die Landesregierung Brandenburgs 
(SPD und LINKE) mit Blick auf das Lausitzer 
Braunkohlerevier die Nutzung der CCS-Techno-
logien und beabsichtigt, dort die gesamte CCS-
Technologielinie zu realisieren. Allerdings gibt 
es dort auch auf regionaler und kommunaler 
Ebene Widerstände, die sich nicht nach Partei-
mitgliedschaft, sondern nach der lokalen Betrof-
fenheit durch CCS-Projekte organisieren.8 Wäh-
rend der Bundesratsdebatte zum ersten CCS-Ge-
setzesentwurf9 forderte die Mehrheit der Länder 
mit potenziellen Speicherstätten, ungeachtet der 
Besonderheiten in ihrer Einstellung zu CCS, die 
Implementierung einer Speicherabgabe in An-
lehnung an die Förderabgabe im Bergrecht.
Der 2010 überarbeitete CCS-Gesetzesent-
wurf10 versucht auf Befürchtungen hinsichtlich 
der Risiken der Technologie einzugehen und er-
füllt die Forderungen der Speicherländer nach 
finanziellem Ausgleich. Der Betreiber eines 
Speichers muss betroffenen Gemeinden einen 
Ausgleich in Höhe von zwei Prozent des durch-
schnittlichen Wertes der jährlich eingesparten 
EU-Emissionsberechtigungen zahlen. Abwei-
chend vom ersten, gescheiterten Entwurf sieht 
der neue Gesetzesentwurf nun vor, nur Erpro-
bungs- und Demonstrationsprojekte zuzulassen 
und sie zeitlich zu beschränken: Die Anträge auf 
CO
2
-Speicherung müssen bis Ende 2015 gestellt 
werden, wobei die maximale jährliche Speicher-
menge von CO
2
 drei Mio. Tonnen pro Speicher 
und acht Mio. Tonnen bundesweit nicht überstei-
gen darf. Ob die Länder Speicherprojekte zulas-
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Bei der Bestimmung des hauptsächlichen An-
wendungsbereichs der CCS-Tech nologien nähert 
sich die SPD dieser Position an: Während CCS 
bislang v. a. auf Kohlekraftwerke bezogen wur-
de, werden nun die prozessbedingten Emissio-
nen als Hauptaufgabe für CCS betrachtet. Zudem 
gewinnt der Einsatz von CCS bei mit Biomasse 
befeuerten Kraftwerken an Bedeutung. Trotzdem 
plädiert die SPD für öffentliche Unterstützung 
von CCS-Kohlever stromungsprojekten, da sie 
ein wesentlicher Bestandteil der Technologieer-
probung sind. Während die Linke zuvor für ein 
CCS-Forschungs gesetz plädierte, lehnt sie nun 
jegliche staatliche Unterstützung für CCS sowie 
dessen Erprobung und Einsatz in Deutschland ab 
– obwohl sie in der brandenburgischen Koalition 
eine andere Position stützt. CDU/CSU und FDP 
unterstützen prinzipiell den Einsatz von CCS bei 
der Kohleverstromung wegen der Bedeutung der 
heimischen Kohle für Versorgungssicherheit und 
der so möglichen Wahrung der technologischen 
Führerschaft im Kraftwerksbereich sowie zur 
Bekämpfung des Klimawandels im Rahmen ei-
ner internationalen Strategie zum Klimaschutz 
– was aber Parteifreunde nicht davon abhält, 
die Speicherung von CO
2
 in ihrem Bundesland 
abzulehnen. Das gerade verabschiedete Energie-
konzept der Bundesregierung hinterlässt jedoch 
Zweifel, ob diese prinzipiell positive Orientie-
rung noch so ungebrochen ist.
Auch große deutsche Umweltschutzorga-
nisationen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer 
Einstellung zu CCS (Fischedick et al. 2008): Der 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) sowie Greenpeace lehnen diese Tech-
nologie ab. Hingegen hält der deutsche „World 
Wide Fund for Nature“ den Einsatz von CCS 
auch in Deutschland für zumindest zeitweise nö-
tig, und Germanwatch betrachtet Kohle mit CCS 
als eine mögliche Übergangstechnologie. Eine 
Zwischenposition nimmt der Naturschutzbund 
Deutschland ein: Für ihn ist es unwahrscheinlich, 
dass CCS in Deutschland einen entscheidenden 
Beitrag zur CO
2
-Minderung leistet, aber aus glo-
baler Perspektive wäre es unklug, frühzeitig auf 
die Option zu verzichten.
Der Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft, ein Zusammenschluss von vier en-
ergiewirtschaftlichen Verbänden, befürwortet die 
CCS-Entwicklung und eine rasche Umsetzung 
der CCS-Richtlinie, während der hinsichtlich 
CCS skeptischere Bundesverband Erneuerbare 
Energien darauf drängt, dass Nutzungskonkurren-
zen zwischen CO
2
-Speicherung, Geothermie und 
Druckluftspeichern nicht zuungunsten der beiden 
letzten Nutzungsformen gelöst werden. Der Bun-
desverband der Industrie sieht CCS als eine kli-
mafreundliche Innovation, die Kohle auch künftig 
zu einer Säule des Energiemix machen könnte. 
Auch der Deutsche Gewerkschaftsbund, der Un-
verständnis über die Verzögerung der CCS-Ge-
setzgebung äußert, steht CCS positiv gegenüber.
Da die stabile gesellschaftliche Akzeptanz 
der CCS-Technologien eine wichtige Vorausset-
zung für ihre großindustrielle Erprobung und ih-
ren zukünftigen kommerziellen Einsatz ist, spielt 
neben der Haltung organisierter gesellschaftli-
cher Akteure die Akzeptanz der Bevölkerung 
generell und v. a. dort eine wichtige Rolle, wo 
eine CCS-Infrastruktur aufgebaut werden soll. 
Wesentliche Voraussetzung für Akzeptanz sind 
Bekanntheit und Wissen über die Technologien.
5 Bekanntheit, Wissen und 
Pseudo-Meinungen über CCS
Da über die Akzeptanz dieser Technologien in 
der deutschen Bevölkerung bisher nur wenige 
empirische Ergebnisse vorliegen, wurden Ende 
2009 drei repräsentative Bevölkerungsbefragun-
gen zu den Themen Umwelt, Energiequellen und 
CCS durchgeführt (Schumann 2010). Erstmals 
fanden dabei parallel zu einer bundesweiten Be-
fragung zwei regionale Befragungen statt: in der 
„Rheinschiene“, die eine Region repräsentiert, in 
der ein CCS-Demonstrationskraftwerk geplant 
war (Hürth), und im „Nördlichen Schleswig-
Holstein“, um eine Region abzubilden, in der es 
potenzielle Speicherstätten gibt.
Die Ergebnisse der Befragungen verdeutli-
chen, dass CCS in der Bevölkerung nicht mehr 
unbekannt ist. Rund 43 Prozent aller Befragten 
in „Deutschland*“12 haben schon von CCS ge-
hört (vgl. Tab. 2). In der Region „Nördliches 
Schleswig-Holstein“ gab sogar über die Hälfte 
der Befragten an, schon von CCS gehört zu ha-
ben. Dies verdeutlicht, dass die öffentlichen Pro-
teste und der Widerstand der Landesregierung 
gegen die Speicherung von CO
2
 im Nördlichen 
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die Ablehnung der CCS-Technologien bei allen 
Befragten um rund 4 Prozentpunkte (Schumann 
et al. 2010).
Diese Ergebnisse veranschaulichen, dass 
Laien Meinungen zu einem Thema entwickeln 
können, die in der Forschung zur Meinungsbil-
dung als „Pseudo-Meinungen“ bezeichnet wer-
den, weil sie sich weder auf fundierte Kenntnisse 
noch auf eine eigenständige Beurteilung eines 
Tatbestands gründen (de Best-Waldhober et al. 
2009). Sie sind daher vorwiegend instabil, sodass 
die Bereitstellung von Informationen leicht zu ei-
ner Veränderung führen kann – inwieweit es sich 
hierbei um eine dauerhafte Änderung handelt und 
in welche Richtung diese gehen wird, kann je-
doch noch nicht zuverlässig abgeschätzt werden.
Daher ist es notwendig, in Kommunika-
tionsprozesse einzutreten, die es ermöglichen, 
eigenständige und wohlüberlegte Meinungen zu 
CCS entwickeln zu können. Dabei sollten regio-
nale und zielgruppenspezifische Unterschiede 
berücksichtigt, unterschiedliche Bewertungen 
der drei CCS-Prozessschritte beachtet, Fehlein-
schätzungen von CCS thematisiert, CCS in den 
Kontext von Kohlenutzung und Energieversor-
gung eingebettet sowie vertrauenswürdige Infor-
mationsquellen einbezogen werden.
6 Auf dem Weg zu einer Neuorientierung 
der deutschen CCS-Politik?
Um CCS als Option für den globalen Klimaschutz 
zu etablieren, ist es notwendig, einen gesetzlichen 
Schleswig-Holstein u. a. dazu geführt haben, 
dass dort die Bekanntheit zumindest des Begriffs 
„CO
2
-Abscheidung und -Speicherung“ deutlich 
höher ist als in der Region Rheinschiene und in 
Deutschland*.
Die Tatsache, dass Bürgerinnen und Bürger 
diesen Begriff schon einmal gehört haben, be-
deutet jedoch nicht, dass sie auch wissen, worum 
es sich dabei handelt. Nur 9,2 Prozent aller Be-
fragten in Deutschland* gab an, dass sie „einiges 
oder vieles“ über CCS wissen. Hingegen waren 
es in der Region „Nördliches Schleswig-Hol-
stein“ fast doppelt so viele Befragte und in der 
Region Rheinschiene waren es 12,4 Prozent. Al-
lerdings wussten von den Befragten in Deutsch-
land*, die angaben, dass sie „einiges oder vieles“ 
wissen, nur 58 Prozent, dass CCS einen Beitrag 
zur Begrenzung der globalen Erwärmung leisten 
kann. Im Nördlichen Schleswig-Holstein waren 
es 65,2 Prozent und in der Region Rheinschiene 
71 Prozent.
Obwohl nur ein geringer Anteil der Befrag-
ten wusste, welche Probleme durch CCS-Tech-
nologien reduziert werden können, lehnte ein 
hoher Anteil der Befragten ihren Einsatz spontan 
ab (Schumann et al. 2010). Dabei war die spon-
tane Ablehnung mit 51,8 Prozent im Nördlichen 
Schleswig-Holstein am größten und in Deutsch-
land* mit 37 Prozent am niedrigsten. In der 
Rheinschiene entsprach sie mit 41,8 Prozent dem 
Gesamtdurchschnitt. Nach dem Erhalt von knap-
pen Informationen zu den drei Prozessschritten 
Abscheidung, Transport und Speicherung stieg 
Tab. 2: Bekanntheit von CCS nach Regionen
Nein, noch nie ge-
hört
Ja, schon gehört, 
weiß aber nichts 
oder kaum etwas 
darüber
Ja, schon gehört und 
weiß einiges oder 
vieles darüber
Gesamt
Rheinschiene Anzahl 291 147 62 500
% 58,2 % 29,4 % 12,4 % 100,0 %
Nördliches Schleswig-
Holstein
Anzahl 237 174 89 500
% 47,4 % 34,8 % 17,8 % 100,0 %
Deutschland* Anzahl 545 255 81 881
% 61,9 % 28,9 % 9,2 % 100,0 %
Gesamt Anzahl 1073 576 232 1881
% 57,0 % 30,6 % 12,3 % 100,0 %
„Deutschland*“ = Deutschland ohne Rheinschiene und Nördliches Schleswig-Holstein
Quelle: Schumann et al. 2010, S. 54
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Rahmen für CCS zu schaffen, den Aufbau von De-
monstrationsanlagen zu fördern, Voraussetzungen 
für eine CCS-Infrastruktur zu schaffen und FuE 
fortzuführen. Die EU, die CCS eine wichtige Rol-
le bei einem CO
2
-armen Energiesystem zuweist, 
nimmt weltweit bei der Entwicklung von CCS 
einen Spitzenplatz ein: Sie forciert FuE, stellt Gel-
der für Demonstrationskraftwerke bereit und hat 
mit der CCS-Richtlinie das rechtliche Rahmen-
werk speziell für die Deponierung von CO
2
 ge-
schaffen. In Deutschland sind die Gesetzgeber da-
bei, die Richtlinie so umzusetzen, dass sie vorerst 
nur Demonstrationsprojekte zulässt. Wie es dann 
weitergeht, soll 2017 entschieden werden.
Möglicherweise zeichnet sich mit der ener-
giepolitischen Strategie der Bundesregierung, die 
den erneuerbaren Energien den Vorrang gibt und 
für eine längere Übergangszeit die Kernkraft nut-
zen will, eine veränderte Einschätzung der Rolle 
von CCS ab: CCS für fossile Kraftwerke steht 
nicht mehr im Vordergrund, was implizit zumin-
dest die langfristige Kohlenutzung in Deutsch-
land infrage stellt. Hingegen scheint die indus-
triepolitische Bedeutung von CCS an Gewicht 
zu gewinnen: CCS könnte für prozessbedingte 
Emissionen wichtiger Industrien eingesetzt und 
das CO
2
 als Wertstoff genutzt werden. Speiche-
rung, eine aufwändige Transportinfrastruktur via 
Pipeline und Akzeptanzprobleme könnten an 
Bedeutung verlieren. Freilich wäre das für die 
deutsche Politik eine Abkehr von dem bisherigen 
Konzept, CCS als nationale Klimaschutzoption 
für die Energiewirtschaft zu sehen. International 
wird jedoch, angesichts des steigenden Einsatzes 
fossiler Energieträger in den nächsten Dekaden, 
CCS ein wichtiger Baustein in einem Portfolio 
von Technologien für den Klimaschutz sein. 
Wenn deutsche Unternehmen CCS-Technologi-
en für einen globalen Markt entwickeln sollen, 
müssen die gesellschaftlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden.
Anmerkungen






3) Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen um 
20 %, Steigerung der Anteils der erneuerbaren 
Energien auf 20 %, Erhöhung der Energieeffizi-
enz um 20 % jeweils bis 2020.
4) ht tp: / /www.bmwi.de/BMWi/Navigat ion/
energie,did=254042.html (download 21.9.10).
5) Neun Punkte für eine umweltschonende, zuver-
lässige und bezahlbare Energieversorgung (Ent-
wurf), http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/
energie,did=357356.html (download 21.9.10)
6) Ketzin wird vom GeoForschungsZentrum Potsdam 
zusammen mit weiteren Einrichtungen betreut.
7) Überblick: Scottish Carbon Capture & Storage, 
http://www.geos.ed.ac.uk/sccs/storage/storageSi-
tesFree.html (download 21.9.10).
8) Vgl. z. B. die Position des CDU-Bundestagsab-
geordneten von Marwitz: „Widerstand gegen CCS 
in Brandenburg kann nicht länger ignoriert wer-
den“; http://www.von-der-marwitz-mdb.de/index.
php?ka=1&ska=4&idn=26 (download 21.9.10).
9) Text des Entwurfs: http://www.bmu.de/files/pdfs/
allgemein/application/pdf/gesetzentwurf_ccs.pdf 
(download 21.9.10).
10) Gesetz zur Demonstration und Anwendung von 
Technologien zur Abscheidung, zum Transport und 
zur dauerhaftem Speicherung von Kohlendioxid. Re-






12) „Deutschland*“ meint hier Deutschland ohne 
Rheinschiene und Nördliches Schleswig-Holstein.
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Die Problematik der Rohstoffverfügbarkeit 
am Beispiel von Lithium
von Saskia Ziemann, Marcel Weil und Liselotte 
Schebek, ITAS
Schlüsseltechnologien spielen eine ent-
scheidende �olle für die Zukunft der welt-
weiten Energieversorgung, doch ist ihr er-
folgreicher Einsatz an die Verwendung nicht 
erneuerbarer �ohstoffe, insbesondere ver-
schiedener Metalle gebunden. Viele dieser 
Metalle könnten jedoch in Zukunft nicht in 
ausreichender Menge zur Verfügung ste-
hen, was wiederum negative Folgen für die 
betroffenen Technologien nach sich ziehen 
würde. Um dies zu verhindern, müssen die 
derzeitigen Bedingungen für Angebot und 
Nachfrage bestimmter Metalle sowie deren 
potenzielle Entwicklung genauer untersucht 
werden. Welchen Beitrag die Erstellung ei-
nes Stoffstrommodells dabei leisten kann, 
wird hier am Beispiel von Lithium gezeigt.
1 Energietechnologien und �ohstoffe
Die Gesellschaft steht bei der zukünftigen Ener-
gieversorgung aufgrund des Klimawandels vor 
einer großen Herausforderung. Von den Energie-
technologien der Zukunft wird nicht nur für die 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen, son-
dern auch für die Sicherung der weltweiten Ener-
gieversorgung und den Übergang zu einer nach-
haltigen Energiewirtschaft ein entscheidender 
Beitrag erwartet. Dazu sind unterschiedliche 
Technologien vorhanden, z. B. in den Bereichen 
erneuerbare Energien, Energiespeicher, Energie-
wandler, fossil basierte Energieerzeugung, Ener-
gieeffizienz, Netzinfrastrukturen, Kohlendioxid-
Reduktion, Kraftstoffe, Antriebssysteme im Ver-
kehr, nukleare Energieerzeugung.1 Doch die Ent-
wicklung neuer Technologien sowie die Weiter-
entwicklung bestehender Technologien und deren 
erfolgreicher Einsatz sind gerade im Energiebe-
reich mit einer hohen Abhängigkeit von bestimm-
ten Rohstoffen verbunden. Dies sind neben den 
viel beachteten fossilen Energieträgern v. a.die 
metallischen Rohstoffe, welche zunehmend in den 
Blickpunkt des Interesses rücken.2 Metalle sind 
Tab. 1: Verschiedene Energietechnologien der Zukunft und „ihre“ strategischen Metalle














Sb = Antimon; Cr = Chrom; Ga = Gallium; Ge = Germanium; In = Indium; Co = Cobalt; Li = Lithium; Mn = Mangan; PGM = 
Platingruppenmetalle (Platin, Palladium, Iridium, Osmium, Ruthenium); REE = Seltene Erden Elemente (Rare Earth Elements); 
Ag = Silber; Ta = Tantal; Te = Tellur; V = Vanadium; Sn = Zinn; CCS = Carbon Capture and Storage
Quelle: Eigene Darstellung
